
des Kindes erst 16 Jahre alt ,war, keine oder nur ge­
ringe Kenntnisse in der Kinderpflege und -erziehung 
hatte und die Mutter des Klägers daher für sie eine 
Autorität war. Des weiteren befand sie sich noch in 
der beruflichen Ausbildung und nahm danach eine Ar­
beit im 3-Schicht-System auf, so daß in dieser Zeit auch 
ihre physische und psychische Belastung erheblich 
war.
Wenn sich die Verklagte in dieser Situation im starken 
Maße auf die Hilfe der Mutter des Klägers gestützt hat, 
kann ihr dies nunmehr nicht zum Nachteil gereichen. 
Zudem darf nicht außer acht bleiben, daß im Verhältnis 
det Prozeßparteien zueinander selbst nach der eigenen 
Einschätzung des Klägers in der Berufungsverhandlung 
der Anteil der Verklagten an der Betreuung und Erzie­
hung der Tochter wesentlich größer war als sein eigener. 
Sein Beitrag bestand allein darin, daß er mit der Toch­
ter spielte oder mit ihr allein oder in Begleitung der 
Verklagten spazieren ging. Die Verklagte hat dagegen 
regelmäßig und während der ganzen Jahre verantwor­
tungsbewußt und zufriedenstellend alle Betreuungsauf­
gaben selbständig oder zusammen mit der Mutter des 
Klägers erfüllt.
Da der eigene Anteil von Mutter und Vater an der bis­
herigen Betreuung und Erziehung ein beachtliches Krite­
rium darstellt, hätte das Kreisgericht diesen Umstand in 
Verbindung mit dem Alter der Verklagten zum Zeit­
punkt der Geburt der Tochter sowie ihrer beruflichen 
Beanspruchung mehr Bedeutung beimessen müssen. Die 
Prüfung des bisherigen erzieherischen und betreueri­
schen Einflusses der Eltern auf die Kinder kann nicht 
gänzlich losgelöst von ihrem Alter, ihrer Lebenserfah­
rung und den sich daraus eventuell ergebenden familiä­
ren Besonderheiten vorgenommen werden, die hier in 
einer starken Abhängigkeit der Verklagten von den 
Eltern des Klägers lagen. Das Kreisgericht hätte die für 
die Entscheidung beachtlichen Umstände im einzelnen 
und in ihrer Gesamtheit sowie ihren wechselseitigen 
Zusammenhang sorgsam prüfen und gegeneinander ab­
wägen müssen.
Da es im vorliegenden Fall nicht darum gehen kann, 
den Eltern des Klägers das Kind zur alleinigen Erzie­
hung und Betreuung zu überlassen, wäre zu prüfen 
gewesen, bei welchem Elternteil die besseren Vorausset­
zungen für die alleinige verantwortungsbewußte Betreu­
ung und Erziehung des Kindes gegeben sind. Diesbezüg­
lich ergibt sich, daß die Verklagte dazu in der Lage ist 
und dies auch schon weitgehend unter Beweis gestellt 
hat, während der Kläger dazu nur mit unmittelbarer 
Hilfe seiner Eltern in der Lage ist. Im Falle der Über­
tragung des Erziehungsrechts auf ihn hätte das zur 
Folge, daß das Kind auch weiterhin vorwiegend von sei­
nen Großeltern betreut und erzogen werden würde. 
Beurteilt man die gesamte Verhaltensweise der Ver­
klagten und nicht — wie das fehlerhaft geschehen ist —

nur ihr Verhalten während der Konfliktsituation, so 
ergibt sich keineswegs eine unzureichende Sorge der 
Verklagten um die Belange des Kindes und eine gleich­
gültige Haltung zur Klärung des Erziehungsrechts. Es 
steht außer Zweifel, daß die Verklagte bei Verlassen der 
ehelichen Wohnung die Tochter gern mitgenommen 
hätte. Das hat sie deshalb nicht getan, weil sie den ent­
gegenstehenden Willen der Großmutter des Kindes und 
des Klägers kannte und Unannehmlichkeiten aus dem 
Wege gehen wollte. Daraus resultiert auch die gewisse 
Zurückhaltung der Verklagten gegenüber dem Kind 
nach Eintritt der Ehekrise. Die Bereitwilligkeit, das 
Kind bis zur gerichtlichen Entscheidung über das Er­
ziehungsrecht den Großeltern zur Erziehung^ und Be­
treuung zu überlassen, ist aber nicht Ausdruck eines 
gleichgültigen Verhaltens und stellt auch keine Ver­
nachlässigung elterlicher Pflichten dar. Im übrigen 
spricht auch die Einlegung der Berufung durch die Ver­
klagte gegen die Behauptung einer gleichgültigen Hal­
tung.
Da das Kind erst im vierten Lebensjahr steht und Kin­
der in diesem Alter noch keine ausgeprägte Bindung zu 
ihrer Umwelt besitzen und sich schnell einem neuen 
Lebensmilieu anpassen, ist durch die Herauslösung aus 
dem jetzigen großelterlichen Milieu objektiv kein Nach­
teil zu erwarten. Die Verklagte hatte auch nach Auszug 
aus der ehelichen Wohnung die Bindung zur Tochter nie 
abreißen lassen, so daß eine beiderseitige Bindung 
durchaus vorhanden ist.
Bei einer derartigen Sachlage war auch unter Berück­
sichtigung der positiven Persönlichkeit des Klägers und 
der Verletzung der ehelichen Treue durch die Verklagte 
die Entscheidung des Kreisgerichts zum Erziehungsrecht 
aufzuheben und dieses der Verklagten zu übertragen. 
Dabei war zu beachten, daß die Verklagte durch ihren 
Betrieb, in dem auch der Kläger arbeitet, ebenfalls sehr 
positiv beurteilt wird, so daß sich aus dem Verhalten 
beider Prozeßparteien im Berufsleben keine Schlußfol­
gerungen im Hinblick auf die künftige Wahrnehmung 
des Erziehungsrechts ergeben. _
Was die Umstände der Ehescheidung anbetrifft, so kön­
nen sie erst dann für die Entscheidung über das Erzie­
hungsrecht ausschlaggebend sein, wenn sich im Ergebnis 
der Bewertung der Gesamtheit der positiven und nega­
tiven Umstände der bisherigen Erziehung durch die El­
tern ergibt, daß beide gleichermaßen zur Erziehung 
des Kindes befähigt sind, beide sich im gleichen Um­
fang um seine Erziehung und Betreuung bemüht und 
eine gleichgüte Bindung zum Kind haben. Da es diese 
Gleichheit in den erwähnten Anforderungen zwischen 
den Prozeßparteien nicht gibt, hätte das Kreisgericht den 
Umstand des moralwidrigen Verhaltens der Verklag­
ten auch nicht zum ausschlaggebenden Faktor seiner 
Entscheidung über das Erziehungsrecht machen dür­
fen,
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Antorenkollektiv (Redaktion Wiktor Jaäkiewicz): 

Studien zum Arbeitsgesetzbuch

Wissenschaftlicher Verlag „Adam Mickiewicz“, Poznan 
1975; 279 Seiten (in polnischer Sprache); Preis: 80 Zloty.

Am 1. Januar 1975 trat das erste Arbeitsgesetzbuch 
(AGB) der Volksrepublik Polen in Kraft, über dessen 
wesentlichen Inhalt bereits in NJ 1975 S. 117 ff. be­
richtet worden ist. Das Ziel der Autoren des vorliegen­
den Sammelbandes besteht darin, der Rechtspraxis bei

der Anwendung des neuen Arbeitsrechts — sowohl des 
AGB als auch der auf ihm beruhenden Vorschriften — 
zu helfen.
Im Vorwort geht W. Jaäkiewicz auf die Herausbildung 
des polnischen Arbeitsrechts ein und kommt zu der Ein­
schätzung, das AGB sei „das Schlußglied im Prozeß der 
Verselbständigung des Arbeitsrechts als Rechtszweig, 
das sich . . . aus den genealogischen Bindungen zum 
Zivilrecht und zum Verwältungsrecht löst“.
Bei der Bestimmung des Gegenstands des Arbeitsrechts 
wird zutreffend der freiwillige Charakter der in den
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